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Chinas Weg ins Eis

Einheitsfront für Lohndumping

»Arktisches Weißbuch«: Beijing präsentiert als Ergänzung seiner globalen 
Logistikoffensive das Konzept einer »polaren Seidenstraße«. Von Burkhard Ilschner

Per Maßnahmenkatalog wurden eidgenössische Arbeiter vor geringer Bezahlung geschützt.  
Dagegen machen jetzt Schweizer Rechte und deutsche Grüne mobil

Während Ruhrgebietsenthusi-
asten den Ausbau der Zug-
verbindung zwischen Duis-

burg und China als »zweiten Frühling« 
für das ehemalige Kohlerevier feiern 
und mit »Pioniergeist« von bevorste-
hendem Strukturwandel und neuen 
Arbeitsplätzen schwärmen, konzipiert 
die Volksrepublik ebenso gelassen wie 
entschlossen ihre nächste Logistikof-
fensive: Als Ergänzung zur »Belt and 
Road«-Initiative (BRI) einschließlich 
der »Maritimen Seidenstraße des 21. 
Jahrhunderts« (jW vom 7. Dezember 
2017) hat Beijing in der vergangenen 
Woche ein offizielles »Arktisches Weiß-
buch« herausgegeben. Darin ist die Vi-
sion einer »Polaren Seidenstraße« ent-
wickelt, um die Arktis künftig stärker 
als Schifffahrtsweg zu nutzen.

In der europäischen Kultur- und Wirt-
schaftsgeschichte ist die »Nordostpassa-
ge« – der Seeweg von Nordwesteuropa 
durch das einst für ewig gehaltene Eis an 
Sibirien vorbei in den nördlichen Pazifik 
– ein alter Traum. Vor knapp 140 Jah-
ren gelang es dem schwedischen Polar-
forscher Nils Adolf Erik Nordenskiöld 
erstmals, diese damals noch gefährliche 
Reise zu befahren. An Bord des in Bre-
merhaven gebauten, 43 Meter langen 
einstigen Walfängers »Vega«, einer mit 
Dampfmaschine bestückten Dreimast-
bark, brauchte Nordenskiöld dank einer 
knapp zehnmonatigen Zwangspause im 

Packeis gut zweieinhalb Jahre für seinen 
Weg von und nach Stockholm – entlang 
der russischen Nordküste durch die Be-
ringsee und zurück durch Pazifik, Indik, 
Suezkanal und Mittelmeer.

Hundert Jahre später war es zwar im-
mer noch abenteuerlich, aber mit bra-
chialer Maschinenkraft möglich, dass 
sowjetische Eisbrecher jährlich rund 
1.000 Frachtschiffen den Weg von Le-
ningrad nach Wladiwostok freimach-
ten. Um die Jahrtausendwende nahmen 
dann die Begehrlichkeiten nach einem 
schnellen West-Ost-Seeweg zu, der ra-
pide Klimawandel machte es möglich. 
Kurz vor seiner spektakulären Insolvenz 
schickte 2009/2010 der »Beluga«-Ree-
der Niels Stolberg Schiffe seiner Flotte 
durch die zu dieser Zeit jährlich gut acht 
Wochen eisfreie Nordostpassage.

In seinem jetzt vorgelegten »Arkti-
schen Weißbuch« nimmt die Regierung 
in Beijing klaren Bezug auf die Folgen 
der zunehmenden Erderwärmung und 
verknüpft die ohnehin stark geförderten 
Optionen seiner BRI mit den Chancen 
dauerhaft nutzbarer arktischer Schiff-
fahrtswege. Das Weißbuch verspricht 
denn auch, man werde Unternehmen 
und Staaten ermutigen und fördern, um 
entlang der Route Infrastruktur aufzu-
bauen und kommerzielle Probefahrten 
zu unternehmen.

Wortreich versuchte Chinas stellver-
tretender Außenminister Kong Xuanyou 

in diesem Zusammenhang Sorgen zu 
zerstreuen, das Konzept der »Polaren 
Seidenstraße« könne irgend etwas zu 
tun haben mit Ressourcengier oder 
Missachtung von Umweltgefahren: »Ich 
glaube, solche Bedenken sind absolut 
unnötig.« Selbstverständlich werde man 
die Märkte für Öl, Gas und nichtfossile 
Energien, für Bodenschätze, Fischerei 
oder Tourismus in der Region sorgfältig 
beobachten – aber dies geschehe »ge-
meinsam mit den Arktisstaaten« und 
unter Respekt gegenüber den »Tradi-
tionen und Kulturen der Bewohner der 
Arktis, einschließlich der indigenen 
Völker, und den Belangen der natürli-
chen Umwelt«.

Die Zusicherung kommt nicht von 
ungefähr. Es wird sich zeigen, wie 
glaubhaft sie ist. Neben Russland, das 
bereits vor fünf Jahren eine eigene Ad-
ministration für die maritime Nord-
route gründete, schielen auch andere 
nautische Großmächte seit Jahren auf 
den mit Rückgang des Packeises zu-
nehmenden Verkehr nicht nur auf die-
ser Strecke. Auch die Nordwestpassage 
von der Beringstraße durch US-ame-
rikanische und kanadische Gewässer 
ist bekanntlich längst in den Fokus der 
Handelsschifffahrt und vor allem auch 
des Kreuzfahrttourismus gerückt. Mehr 
Verkehr bedeutet mehr Abgase und an-
dere Emissionen, verursacht erhöhte 
nautische Risiken und Havariegefahr, 

bringt sensiblen Küsten und ihre ange-
stammten Bewohnern mehr Betrieb mit 
unabschätzbaren Folgen.

Andererseits birgt eine entwickelte 
»Polare Seidenstraße« auch Chancen, 
jedenfalls behauptet China das von sei-
nem Konzept. Ohne Eis – und ohne 
Eisbrecher – ist die Verbindung über die 
Nordostpassage grob gerechnet doppelt 
so schnell wie die traditionelle Rou-
te über den Suezkanal. Vor allem aber 
ist die »Polare Seidenstraße« ein Vor-
haben, das Verständigung voraussetzt: 
Schiffsverkehr über die Nordostpassa-
ge ist undenkbar ohne die Zustimmung 
Russlands – egal, welche der derzeit 
noch umstrittenen Optionen zur Grenz-
regelung nach dem Seerechtsüberein-
kommen zum Tragen kommt.

Bereits 2013 ist China zeitgleich mit 
Korea und Singapur als beobachtendes 
Mitglied dem Arktischen Rat der acht 
Anrainerstaaten beigetreten. Und im 
November vergangenen Jahres hatten 
Präsident Xi Jinping und Russlands 
Regierungschef Dmitri Medwedjew 
in Beijing schon Kooperation bei der 
Entwicklung der Nordostpassage ver-
einbart. Darüber hinaus aber setzt wirt-
schaftlich sinnvolle Nutzung dieser Ver-
bindung auch eine Verständigung beider 
Staaten etwa mit Japan und beiden Ko-
reas voraus, um unnötige Umwege zur 
beziehungsweise von der Beringstraße 
zu vermeiden.

Die EU ist in der Schweiz nicht 
beliebt. Deshalb hat es auch 
viel Zureden durch die Regie-

rung und eine Reihe von Maßnahmen 
gebraucht, damit die Stimmberechtigten 
sich bei verschiedenen Urnengängen für 
eine Teilnahme am freien Personenver-
kehr der EU aussprachen. Diese »flan-
kierenden Maßnahmen«, wie man sie in 
der Eidgenossenschaft nennt, sind das 
Werk der Gewerkschaften und zielen 
vor allem darauf ab, Lohndumping zu 
erschweren. Dazu gehören Regelungen, 
die festschreiben, dass EU-Unterneh-
men die im Land geltenden Mindest-
standards einhalten müssen, was Lohn 
und Arbeitsbedingungen angeht. Doch 
nun scheint es so, als wäre der Bundes-
rat bereit, die Schutzmaßnahmen in den 
Verhandlungen mit der EU zu einem in-

stitutionellen Rahmenabkommen preis-
zugeben.

Zwar wird der ganze Maßnahmen-
katalog von der ständigen Vertretung des 
Großkapitals in Brüssel kritisch beäugt, 
besonders übel stößt der Union aber ein 
Passus auf, der festlegt, dass Arbeiter 
aus der EU in der Schweiz acht Tage 
im voraus angemeldet werden müssen. 
Ziel der Auflage ist es, effektive Lohn-
kontrollen zu ermöglichen. Doch gerade 
diese Maßnahme wurde vom Minister-
präsidenten Baden-Württembergs, Win-
fried Kretschmann (Bündnis 90/Grüne), 
in einem Positionspapier als Wettbe-
werbsnachteil bezeichnet, der »deutsche 
Unternehmen für Schweizer Nachfrager 
unattraktiv« mache. Im EU-Bericht zu 
den Beziehungen zur Schweiz hieß es 
beispielsweise über die flankierenden 

Maßnahmen: »Diese Beschränkungen 
müssen beseitigt werden.« Geht es um 
den Angriff auf Schutzmaßnahmen für 
Werktätige bilden sich gerne einmal 
seltsame Allianzen. Ausgerechnet die 
SVP, die die EU gerne von einer rechts-
nationalen Position aus kritisiert, will 
jetzt willfährig den Forderungen Brüs-
sels und Kretschmanns nachkommen 
und forderte auf einer Pressekonferenz 
am Dienstag selbst die Abschaffung der 
flankierenden Maßnahmen.

Doch die Gewerkschaften wollen sich 
nicht damit abfinden, dass dem Kampf 
gegen Lohndumping Steine in den Weg 
gelegt werden sollen. Philipp Zimmer-
mann, Mediensprecher der Gewerk-
schaft Unia, sagte gegenüber jW am 
Mittwoch: »Wir haben den Grundsatz, 
dass die flankierenden Maßnahmen kein 

Faustpfand von Verhandlungen sein dür-
fen.« Die Unterstützung der Unia zu 
den bilateralen Abkommen mit der EU 
hänge damit direkt von ausreichenden 
Schutzmaßnahmen ab. »Sollten die 
›Flankierenden‹ abgeschafft werden, 
hätten die ›Bilateralen‹ an der Urne 
einen schweren Stand unter den Lohn-
abhängigen«, erklärte Zimmermann. 
Es seien eher nochweitergehende Mittel 
zur Bekämpfung von Lohndumping not-
wendig. Und tatsächlich: Immer wieder 
machen in der Schweiz Fälle von extre-
mem Lohndumping Schlagzeilen. Zu-
letzt war in der Hauptstadt Bern ein Fall 
publik geworden, bei dem italienische 
Plattenleger einen missbräuchlichen 
Lohn erhielten, der die Tariflöhne um 
ein Dreifaches unterbot.

� Florian Sieber

Neuerdings öfter eisfrei: Frachtschiff auf dem Weg von Norwegen zur Nord-Ost-Passage
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Lkw aus Schweden 
gefragt wie nie
Stockholm. Der schwedische 
Nutzfahrzeughersteller Volvo 
hat dank guter Geschäfte mit 
Lastwagen ein Rekordjahr hin-
gelegt. Unter dem Strich mach-
ten die Skandinavier 2017 einen 
Gewinn von 21,3 Milliarden 
Kronen (rund 2,2 Milliarden 
Euro) – ein Anstieg von gut 60 
Prozent, gemessen am Vorjahr.

»2017 war ein sehr starkes 
und stabiles Jahr für die Vol-
vo-Gruppe«, sagte Unterneh-
menschef Martin Lundstedt am 
Mittwoch. »Es war das beste 
Jahr in der Geschichte, sowohl 
was Umsatz als auch operativen 
Gewinn angeht.« Der Umsatz 
stieg im Vergleich zum Vor-
jahr um elf Prozent auf knapp 
335 Milliarden Kronen. Vor 
allem das Geschäft mit Lastwa-
gen in Europa und Nordamerika 
trug zum guten Ergebnis bei. 
� (dpa/jW)

Fujifilm übernimmt  
US-Konzern Xerox
Norwalk/Tokio. Das US-Tra-
ditionsunternehmen Xerox 
bekommt japanische Eigen-
tümer. Xerox wird komplett 
in ein bereits bestehendes 
Gemeinschaftsunternehmen 
mit Fujifilm eingebracht, wie 
die Firmen am Mittwoch mit-
teilten. Zugleich kündigten die 
Beteiligten an, dass die Fusion 
– wie viele andere auch – zu 
Lasten der Beschäftigten ge-
hen wird.

Fuji Xerox ist auf Kopierer 
und Druckdienstleistungen 
spezialisiert. Das Geschäft 
leidet darunter, dass in Firmen 
immer mehr papierlos gearbei-
tet wird. Mit dem Zusammen-
schluss sollen bei Fuji Xerox 
10.000 Arbeitsplätze ver-
nichtet werden, hieß es daher. 
Xerox war zuletzt an der Börse 
gut acht Milliarden Dollar 
wert. � (dpa/jW)

HNA-Gruppe plant 
Milliardenverkäufe
Beijing. Der Deutsche- 
Bank-Großaktionär HNA 
(knapp zehn Prozent) hat seinen 
Gläubigern einem Medienbe-
richt zufolge milliardenschwere 
Anteilsverkäufe in Aussicht ge-
stellt. Dadurch sollen im ersten 
Halbjahr umgerechnet 16 Mil-
liarden US-Dollar eingespielt 
werden, wie die Finanznach-
richtenagentur Bloomberg am 
Mittwoch unter Berufung auf In-
sider berichtete. Ein Fünftel des 
Betrags solle im ersten Quartal 
in die Kassen fließen. HNA war 
zunächst nicht für eine Stellung-
nahme zu erreichen.

Der chinesische Mischkon-
zern hatte einem Insider zufolge 
seine Gläubiger über einen 
möglichen Liquiditätsengpass 
von mindestens 2,4 Milliarden 
Dollar in Kenntnis gesetzt. 
Dieser könne im ersten Quartal 
auftreten, weil Rückzahlungen 
fällig würden. HNA ist nach 
milliardenschweren Zukäufen 
hoch verschuldet und auch 
wegen seiner undurchsichtigen 
Eigentümerstruktur ins Visier 
der Behörden geraten.  
� (Reuters/jW)


